
Sehr geehrte Damen und Herren Landesverbandsvorsitzende und stellv. Landesverbandsvorsitzende,  

die ständige Infodemie in den sozialen Medien zum Stand des Heilpraktikerberufs sowie zur Coronavirus-Pandemie zeigt 
inzwischen hohe „Ansteckungsgefahr“, insbesondere was die unreflektierte Weiterverbreitung anbelangt. Davon sollten 
sich jedoch Funktionsträger der Berufsverbände bitte nicht anstecken lassen.  

Aktuell verbreiten sich zwei Bereiche ungebremst weiter: a) im Juni gibt es ein neues HeilprG b) Impfpflicht für alle  

Zu a) Derzeit wird eine Aufzeichnung auf Youtube weitergereicht. Eine Hebamme und Heilpraktikerin verkündet darin 
unter anderem, dass der Berufsstand abgeschafft werden könnte und es ein neues HeilprG geben würde, und zwar im 
Juni 2020. Warum dieser Termin? Anscheinend verwechselt sie das mit dem Rechtsgutachten, welches das BMG zum 
Heilpraktikerrecht in Auftrag gegeben hat. Dessen Fertigstellung war auf Ende Juni terminiert. Zeitgleich soll  die GMK 
stattfinden, deren Arbeitsgruppe für Berufe im Gesundheitswesen sich – wie bekannt – auch mit einer Reform des 
Heilpraktikerwesens befasst. Zur Klarstellung:  Das Ergebnis dieses Rechtsgutachtens beinhaltet nicht automatisch eine 
Änderung des HeilprG oder gar eine Abschaffung. Es ist noch nicht einmal ein Gesetzentwurf! Ob daraus einer entsteht, 
bleibt abzuwarten. Zum jetzigen Zeitpunkt können daher auch keine Stellungnahmen eingereicht werden – bei wem 
auch? Nun wird aber ebenfalls in diesem Youtube auf eine Petition hingewiesen „Heilpraktiker erhalten“ auf der offenen 
Petitionsplattform change.org. Wo soll diese hin? An die Bundesregierung? Von der gibt es derzeit keinerlei Hinweis, den 
Heilpraktiker abschaffen zu wollen. So wird diese an und für sich gute Idee womöglich ins Leere laufen, da falscher 
Zeitpunkt und falsche Adresse. Und damit auch leider schon viel „Pulver“ verschossen, bevor es vielleicht gebraucht 
wird. Info zur GMK: sie findet turnusmäßig jedes Jahr Mitte Juni statt in wechselnden Bundesländern. Dieses Jahr ist 
noch nicht sicher, ob überhaupt (Versammlungseinschränkungen wegen CoronavirusPandemie). Nicht stattgefunden hat 
die dem Minister*innen-Treffen regelmäßig vorgeschaltete Konferenz der Amtschefinnen und Amtschefs der Länder. Sie 
ist im April wegen der Pandemie ersatzlos abgesagt worden. Damit fehlen u.a. Beschlussvorlagen für die GMK.  

Bitte modifizieren Sie bei Anfragen Ihrer Mitglieder ggf. diese Aussagen der Youtube-Ansage. Und ob man sich an einer 
Petition beteiligen möchte, ist natürlich die Entscheidung eines jeden/einer jeden Einzelnen.  

Zu b) „Impfpflicht für alle“, dieser Slogan wird abgeleitet aus dem zweiten Gesetzespaket zur Eindämmung der Corona-
Pandemie. Es existiert derzeit als Kabinettentwurf der Bundesregierung und soll nach deren Wunsch bis ca. Mitte Mai 
von Bundestag und Bundesrat verabschiedet werden. Darin enthalten ist ein sog. Immunitätsausweis, der nachweist, 
dass „Personen gegen eine bestimmte Krankheit, derentwegen die Schutzmaßnahmen (des IfSG) getroffen werden, (…) 
von der Maßnahme ganz oder teilweise ausgenommen werden können, wenn deren Immunität nachgewiesen ist“. Eine 
solche Immunität kann durch bestehenden Impfschutz oder aufgrund von Antikörpern gegen die übertragbare Krankheit, 
aufgrund derer die Schutzmaßnahmen des IfSG ergriffen werden, nachgewiesen werden. Dazu soll also ein „Impf- oder 
Immunitätsdokument oder ein ärztliches Zeugnis“ erstellt werden.  

Ich habe den Gesetzentwurf angehängt und die entsprechenden Passagen  gelb markiert (einmal Seite 2 unter 
Erläuterung/Lösung, und einmal auf Seite 21 die geplante Änderung des § 28 Abs. 1 Satz 3), so dass Sie sich selbst auch 
einlesen können.  

Derzeitige Einschätzung:  Künftig sollen Bürger*innen durch ein „Immunitätsdokument“ belegen können, dass von ihnen 
keine Infektionsgefahr ausgeht. Die Regelung soll lt. Gesetzentwurf für alle Arten von ansteckenden Krankheiten gelten, 
nicht nur für das COVID-19-Virus. Für das wäre die Regelung derzeit sowieso nicht anwendbar, da eine Immunität von 
COVD-19-Genesenen noch nicht wissenschaftlich gesichert und ein Impfstoff derzeit nicht in Sicht ist. Dass ein solcher 
Immunitätsausweis weitreichend in unsere Grundrechte eingreifen könnte, ist nicht von der Hand zu weisen. Denn was 
als Ausnahme bei „epidemiologischen Lagen“ gedacht ist, führt umgekehrt zu Impfpflicht und Entzug von 
Freiheitsrechten, wenn man keinen Immunitätsausweis oder Arzt-Bescheinigung vorweisen kann. Denn zum Beispiel 
könnte Menschen, die „krankheitsverdächtig“ sind verboten werden gewisse Orte zu betreten oder sogar gezwungen 
werden, in Quarantäne zu gehen, wenn sie keine Impfung oder Immunität nachweisen können.  

Der geplante Passus im § 28 IfSG sorgt inzwischen für massiven Unmut. Deshalb hat BM Spahn jetzt angekündigt, den 
Deutschen Ethikrat um eine Stellungnahme zum geplanten Immunitätsnachweis zu befragen. Offenbar schwant ihm, 
welch potentiell große Tragweite das Unterfangen sowohl auf die Grundrechte als auch auf den Schutz von 
Gesundheitsdaten haben könnte. Bevor sich der Ethikrat nicht geäußert hat, wird laut Aussage von Jens Spahn „auch 
keine gesetzliche Regelung dazu gemacht“. Denn eine mögliche Verschärfung des Gesetzes könnte in Zukunft nicht nur 
auf Coronaviren angewendet werden, sondern auch auf andere Epidemien.  

Bitte klären Sie Ihre Mitglieder bei entsprechender Anfrage auf, dass es derzeit nach Aussage des BM Spahn keine 
gesetzlichen Regelungen hinsichtlich eines Immunitätsnachweises geben wird.  

Beste Grüße Ursula Hilpert-Mühlig Präsidentin des FDH (Rundmail vom 4.5.2020) 



Information zum Gesetzesvorhaben "Immunitätsausweis" 
im "Entwurf eines Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite" 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Landesverbandsvorsitzende und stellv. Landesverbandsvorsitzende, 
 
wie bereits in meinem Schreiben vom 4.5.20 an Sie mitgeteilt, hatte BM Spahn seine Pläne für einen Immunitätsausweis 
bereits gestoppt.  "Es wird derzeit keine gesetzliche Regelung hinsichtlich dieses Themas geben." 
 
Nun ist der entsprechende Passus aus dem Gesetzentwurf gestrichen.  
Es handelte sich um die Ergänzung des § 28 Abs. 1 Satz 3 IfSG, dass eine Person "wegen eines bestehenden Impfschutzes 
oder einer bestehenden Immunität" von etwaigen Maßnahmen wie Kontaktbeschränkungen "ganz oder teilweise 
ausgenommen werden kann". 
Dieser Passus war sehr umstritten, da er zu einer Ungleichbehandlung innerhalb der Bevölkerung und zu einem offenen 
Zugriff auf Gesundheitsdaten geführt hätte. 
Vielseitig wurde auch noch die Einführung einer Impfpflicht, ja sogar eines Impfzwanges, damit verbunden. 
Dieser Abschnitt wurde nun ersatzlos gestrichen. Der Gesetzentwurf geht ohne diesen Passus in die Lesung des 
Bundestages. 
 
Da erfahrungsgemäß jedes Thema, das mit "Impfen" in Verbindung gebracht werden kann, sich trotz Klärung noch lange 
in der Heilpraktikerschaft hält, sollten doch bitte die Funktionsträger von Verbänden mit Aufklärung dagegensteuern. 

Falls Fragen, bitte gerne melden. 
Beste Grüße und bleiben Sie besonnen und gesund 

 
Ursula Hilpert-Mühlig Präsidentin Fachverband Deutscher Heilpraktiker e.V. (FDH) (Rundmail vom 6.5.2020) 
 


